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Abkiirzungsverzeichnis

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

KVF-NR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates

AB-BA Aufsichtsbehdrde Uber die Bundesanwaltschaft

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

BFS Bundesamt fur Statistik

BAG Bundesamt fur Gesundheit

GPK-NR Geschaftsprufungskommission des Nationalrates

GPK-SR Geschaftsprafungskommission des Standerates

SEM Staatssekretariat fur Migration

BAKOM Bundesamt fir Kommunikation

EU Europaische Union

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

SBFI Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation

GPDel Geschaftsprufungsdelegation

UNESCO (K)rlgtanisation der Vereinten Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und

ultur

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

DEZA Direktion fur Entwicklung und Zusammenarbeit

SBB Schweizerische Bundesbahnen

EDA Eidgendssisches Departement fir auswértige Angelegenheiten

ETHL Eidgendssische Technische Hochschule Lausanne

1ISOS Bundesinventar der schutzenswerten Ortsbilder der Schweiz von
nationaler Bedeutung

PVK Parlamentarische Verwaltungskontrolle

SGDA Swiss Game Developers Association

URG Urheberrechtsgesetz

VISOS Verordnung Uber das Bundesinventar der schitzenswerten Ortsbilder
der Schweiz

ZDA Zentrum fur Demokratie Aarau

BAK Bundesamt flr Kultur

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

AS-MPC Autorité de surveillance du Ministére public de la Confédération

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

CdG Les Commissions de gestion

EPF Ecole polytechnique fédérale

OFS Office fédéral de la statistique

OFSP Office fédéral de la santé publique

CDG-CN Commission de gestion du Conseil national

CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats

SEM Secrétariat d'Etat aux migrations

OFCOM Office fédéral de la communication

UE Union européenne

DFI Département fédéral de I'intérieur

SEFRI Secrétariat d'Etat a la formation, a la recherche et a I'innovation

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

UNESCO Organisation des Nations unies pour I'education, la science et la culture

SSR Société suisse de radiodiffusion

DDC Direction du développement et de la coopération

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

EPFL Ecole polytechnique fédérale de Lausanne

1ISOS Inventaire fédéral des sites construits d'importance nationale a protéger

en Suisse
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CPA Contréle parlementaire de I'administration

SGDA Swiss Game Developers Association

LDA Loi sur le droit d'auteur

0OISOS Ordonnance concernant I'Inventaire fédéral des sites construits a
protéger en Suisse

ZDA Zentrum flur Demokratie Aarau

OFC Office fédéral de la culture
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Die Geschéftsprifungskommissionen beider Rate (GPK-NR und GPK-SR) Uben die
parlamentarische Oberaufsicht Uber den Bundesrat, die Bundesverwaltung und die
Bundesgerichte aus. Uber die Aktivititen (Inspektionen, Evaluationen, Priifung von
Geschaftsberichten, Behandeln von Aufsichtseingaben) des ablaufenden Jahres
berichteten die GPK sowie die GPDel im Jahresbericht 2020. Seit 2017 verfolgen die
GPK die Massnahmen im Rahmen der Hochseeschifffahrts-Blirgschaften, die dem Bund
hohe Verluste beschert hatte. Auch das elektronische Patientendossier bzw. die
Verzbégerungen bei dessen Einfihrung stand im Fokus der Aufsichtsbehérden. Nicht nur
aufgrund der Covid-19-Krise beschéaftigten sich die GPK mit dem Problem des
Impfstoffmangels. Insbesondere bei Sauglingsimpfstoffen bestehe die Gefahr von
problematischen Lieferengpassen. Der Frage nach der Transparenz von
Gesetzesrevisionen gingen die Kommissionen am Beispiel der
Transplantationsverordnung nach. Geschlossen wurde hingegen das Dossier zur
Vergabepraxis im BAG, die aufgrund eines Auftrags an die «Schweizerische
Koordinations- und Fachstelle Sucht» in die Kritik geraten war. Keine Massnahmen
ergriff die GPK nach ihrer Anhérung des Swiss Investment Fund for Emerging Marklets
(SIFEM) im Juni, eine sich im Besitz des Bundes befindende Aktiengesellschaft, die die
Entwicklungsfinanzierung des Bundes regelt. Auch der Dienststellenbesuch beim
Institut fur geistiges Eigentum verlief zur Zufriedenheit der Aufsichtskommissionen. Die
2018 aufgedeckten Schwéachen der Strategie des Integrated Border Managements (IBM),
mit dem die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen gegen
grenzuberschreitende Kriminalitat koordiniert werden soll, seien laut Bericht mit der
neu entwickelten Strategie behoben worden und auch das Thema «Internationale
Rechtshilfe» konnte vorlaufig abgeschlossen werden - hier waren 2017 knappe
Ressourcen im Direktionsbereich als Problem ausgemacht worden. Die Massnahmen
des SEM gegen Gewalt gegen Frauen in Bundesasylzentren wurden von den GPK als
genligend eingestuft. Man werde deren Umsetzung zu gegebener Zeit Uberprifen. Auch
die 2019 von der GPK geforderten Massnahmen, welche die BK gegen «Fehler in
Abstimmungsbuchlein» unternommen hatten, wurden im Bericht begrusst.

2020 nahmen sich die GPK zudem dem Problem von Sponsoringaktivitaten durch die
offentliche Verwaltung an. Insbesondere im VBS sollen Leitlinien fur aktives Sponsoring
(Verwaltungseinheiten als Sponsor) wie flr passives Sponsoring (Verwaltungseinheit ist
Sponsoringnehmer) erarbeitet werden. Im Bericht Erwédhnung fanden auch die internen
Probleme am Bundesstrafgericht bzw. der Bericht der bundesgerichtlichen
Aufsichtskommission Uber diese Probleme. Die GPK will die Vorkommnisse
weiterverfolgen. Damit einher geht auch die nach wie vor sehr schleppenden Planung
und der Aufbau einer Berufungskammer am Gericht in Bellinzona und die Frage, wie der
weiterhin bestehende Handlungsbedarf nach dem Scheitern der
Bundesgerichtsgesetzesrevision rasch befriedigt werden kénnte. Im Fokus standen
auch 2020 weiterhin die Cybersicherheit bzw. die Organisation des nationalen
Zentrums fir Cybersicherheit (NCSC) sowie die Gefahreneinschatzung belasteter
Standorte (Mitholz). Drei Arbeitsbereiche der GPK betrafen Verkehr und Infrastruktur:
Abgeschlossen wurde das Dossier zur Frage der Zustelltarife fur abonnierte Zeitungen
und Zeitschriften, Uber die sich die Post und mehrere Verlegerverbande streiten und
fur die das BAKOM eine Losung finden sollte. Eine Begleitung durch die GPK bendtigt
hingegen weiterhin das nach wie vor nicht geléste Problem der Doppelstockzige der
SBB von Bombardier sowie die Stérungen im Swisscom-Netz. Nach wie vor auf dem
Radar der GPK bleiben auch die «Postauto-Affare» und das Aufsichtsverhaltnis
zwischen der AB-BA und der Bundesanwaltschaft.

Ein eigenes Berichtskapitel war der «Inspektion Covid-19-Pandemie» gewidmet. Die
GPK hatten im Mai 2020 beschlossen, die Massnahmen des Bundesrats zur Bewaltigung
der Pandemie zu untersuchen. Im Fokus standen die Organisation des EDI und des BAG
bei der Krisenbewaltigung; konkret die Zusammenarbeit mit den Kantonen, die
internationale Zusammenarbeit, die wissenschaftlichen Informationsgrundlagen des
BAG, das Management des medizinischen Materials, die Angemessenheit des
Epidemiengesetzes und die Massnahmen im Bereich der Sozialversicherungen. Aber
auch die Covid-19-bedingten Massnahmen im oOffentlichen Verkehr und den
bundesnahen Unternehmen und deren Auswirkungen auf das Bundespersonal und auf
den Grenzverkehr wurden genauer untersucht. Auch fur die Organisation der Covid-19-
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Kredite und der Kurzarbeitsentschadigung, flur die Zweckmaéssigkeit der
wirtschaftlichen Landesversorgung oder flr die Informationsbeschaffung durch das
EDA-Aussennetz wurden Untersuchungen eingeleitet. Die Mobilmachung der Armee, die
Rolle der Armeeapotheke, die Grenzschliessungen und die Rechtmassigkeit der
Anwendung von Notrecht wurden von der GPK ebenso als untersuchungswurdig
erachtet wie das Krisenmanagement des Bundesrats. Die Covid-Krise durfte also durch
die GPK in ziemlich umfassender Weise aufgearbeitet werden. Erste Berichte seien fur
2021 zu erwarten.

Im Bericht wurden auch die Tatigkeiten der GPDel aufgefihrt, welche die Oberaufsicht
der Bundesaktivitdten im Bereich «Nachrichtendienst» inne hat. Im Fokus standen hier
insbesondere die Crypto-AG, aber auch verschiedene Steuerungsinstrumente. Im
Berichtsanhang wurden zudem die Aktivitdten der PVK, dem «Evaluationsdienst der
Bundesversammlung» aufgefiihrt. 2020 wurden Evaluationen zum Expertenbeizug in
der Bundesverwaltung (Kurzevaluation mit der Nachkontrolle einer 2007
veroéffentlichten Evaluation) sowie zur Geschéaftsverteilung bei den eidgendssischen
Gerichten verfasst, die nun bei den GPK diskutiert werden. Noch laufend waren
Evaluationen zum Controlling von Offset-Geschaften (Kompensationsgeschéfte bei
Rustungsgltern; z.B. beim Kauf neuer Kampfflugzeuge), zum Grundwasserschutz in der
Schweiz und zur Mitwirkung des Parlaments im Bereich von Soft-Law. '

Ohne weitere Diskussion nahm der Nationalrat in der Frihjahrssession Kenntnis vom
Jahresbericht 2020 der GPK und GPDel. Die drei Sprecher und die Sprecherin flr die
Kommission fassten kurz die wichtigsten Punkte des Berichts zusammen. Erich von
Siebenthal (svp, BE) berichtete zudem, dass die GPK, die GPDel und die verschiedenen
Subkommissionen 2020 insgesamt 116 Sitzungen durchgefiihrt hatten. Yvonne Feri (sp.
AG) bedankte sich bei den anwesenden Nationalrdtinnen und Nationalrdten dafur,
«dass Sie bereits da sind, obwohl der GPK-Jahresbericht traktandiert ist. Das
interessiert ja leider nicht so viele»; dies sei schade, weil der Bericht viele interessante
Punkte beinhalte. Wie seine Vorrednerin und sein Vorredner bedankte sich auch
Thomas de Courten (svp, BL) fur die Arbeit der Sekretariate. Alfred Heer (svp, ZH)
schliesslich, der als Prasident der GPDel das Wort ergriff, lobte die Zusammenarbeit mit
allen Mitgliedern beider GPK. Es handle sich um ein «sehr gutes Team aus Nationalrat
und Sténderat».

Die Sprechenden ebendieser standeratlichen Kommissionen informierten ein paar Tage
spater die kleine Kammer Uber die wichtigsten Punkte des Jahresberichts. Maya Graf
(gp. BL) erinnerte an die Bedeutung der Oberaufsicht - «gerade in der aktuellen Covid-
19-Krise». Daniel Féassler (mitte, Al) hob hervor, dass die GPK beider Kammern auf
ebendiese Covid-19-Krise bzw. deren Bewaltigung in Zukunft ein besonderes
Augenmerk legen wirden. Auch Marco Chiesa (svp, TI) und Philippe Bauer (fdp, NE)
beantragten Kenntnisnahme des Berichts, nachdem sie auch die zentralen Punkte aus
ihren Subkommissionen wiederholt hatten. Ohne Diskussion folgte auch die kleine
Kammer einstimmig diesem Antrag. 2

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresriickblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rucklaufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
stérksten zeigt - hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden (Uber die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Wahrend die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab Mérz 2019 eher ruhig
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geworden war.

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jéhriger Vorarbeit und einer vom Standerat im Frihjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des européischen Urheberrechts auferlegten
Rickweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst geblndelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.

Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Ubereinkommens ber den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmentbereinkommens des Europarats
Uber den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion.

Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturférderung gelegt.
Im Frihjahr wurde die Kulturbotschaft 2021-2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres geféllten Entscheide zu
diversen Vorstéssen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, EinfUhrung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturférderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhéhung des Kredits fur die Forderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mogliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen .

Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untatig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien fur die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.

In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Féte de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung - leider aufgrund der
finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schatze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplatze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhangend die Forderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Ratoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass 6ffentliche Ausschreibungen des
Bundes kunftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hatten, und eine Motion
Gmuir-Schénenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
untertitelt werden sollen.

Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Ratoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedéachtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Fruhjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es fur das Ratoromanische in der Schweiz funf vor zwolf geschlagen hat.

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekampfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte - nach einer rund 1.5-jahrigen
Sistierung - am Standerat. Wie eine bereits im Sommer veroffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wahlen durfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte - nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten - von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



BERICHT
DATUM: 31.12.2021
SARAH KUHN

welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijahrigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber fur einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwurfen in der Kirche.

Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dirfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegriindeten Think-Tanks «Kirche/Politik» erlautert.

Eine fur viele eher Uberraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen flir die «Ehe fiir alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Krafte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewéahrleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen Uber die Rickkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angeklndigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich starker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders Uberraschend kam auch die Ankundigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjahrigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die ménnliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen. ®

Jahresriickblick 2021: Kultur, Sprache, Kirchen

2021 bestéatigte den Trend der letzten beiden Jahre - so zeigte die APS-Zeitungsanalyse
eine rucklaufige Berichterstattung rund um die Themen Kultur, Sprache oder religiose
Fragen auf (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Diesbezlglich
brachte das Jahr gar einen neuen Tiefstwert seit 2016, wobei insbesondere Fragen im
Zusammenhang mit den Religionen deutlich an medialer Prasenz eingebusst hatten.

Wie auch im Jahr zuvor war die Kulturpolitik gepragt von der weltweiten Covid-19-
Pandemie. Deren Auswirkungen auf den Kultursektor verdeutlichten etwa erste Zahlen
des BFS im Rahmen der Kulturwirtschaftsstatistik fir das Jahr 2020: Im Vergleich zu
2019 war die Beschaftigung im Kulturbereich um markante 5 Prozentpunkte gesunken,
was in absoluten Zahlen 14'000 Erwerbspersonen entsprach. Vom Rulickgang betroffen
waren insbesondere Frauen, Personen mit einem Teilzeitpensum oder all jene, die
zuvor weniger als 1 Jahr engagiert gewesen waren. Auch im Vergleich zur
Gesamtwirtschaft war der starke Ruckgang an Beschéaftigten im Kulturbereich
betrachtlich. Entsprechend kam es im Parlament zu diversen Vorstéssen, mit denen auf
die prekére Situation der Kulturschaffenden reagiert werden sollte. Zwei Vorstdsse,
welche im Zuge der Pandemie verstérkte Unterstitzungsmassnahmen flr
Freischaffende in Theater und Film und fir Buchhandlungen verlangten, fanden im
Parlament jedoch keinen Anklang. Hingegen waren sich die Rate darlber einig, dass die
soziale Sicherheit der Kulturschaffenden auch unabhéngig von der Pandemie verbessert
werden musse.

Neben diesen explizit auf die Pandemie zurlickzufihrenden Vorstdssen bearbeitete das
Parlament 2021 drei grosse Geschéfte im Kulturbereich. So fand die Beratung der
Kulturbotschaft fur die Jahre 2021-2024 nach langwierigen Diskussionen Uber das
Filmférderungsgesetz durch Annahme des entsprechenden Entwurfs ein Ende. Eine
parlamentarische Initiative zur Stéarkung des Schweizer Stiftungsstandorts kam hingegen
auch nach fast 5-jahrigen Diskussionen noch zu keinem Abschluss. Zudem wurde der
Entwurf des Bundesrats zum neuen Bundesgesetz tUber den Jugendschutz bei Filmen
und Videospielen beraten, mit dem unter anderem die Angleichung an eine geltende
EU-Richtlinie angestrebt wird. Der Nationalrat beschaftigte sich in der Frihlings- und
Sommersession mit dem Geschaft, der Standerat wird sich wohl in der Frihlingssession
2022 damit auseinandersetzen.

Wie so oft pragte der Islam die Debatte in der Religionspolitik. Dieses Jahr lag das
Augenmerk vermehrt auf der Rolle von Imamen und auf deren Einfluss auf die
Gesellschaft. Die SiK-SR verlangte im Marz 2021 in einem Postulat, dass die Vorteile
eines  Bewilligungsverfahrens  fir Imame, ein Imam-Register sowie ein
Finanzierungsverbot fur Moscheen aus dem Ausland geprift werden. Die Kommission
bezweckte damit eine bessere Kontrolle von Personen, die im Rahmen ihrer religiosen
Reden «terroristisches oder gewalttatig-extremistisches Gedankengut verbreiten». Ein
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im August 2021 vom Bundesrat publizierter Bericht Uber
Professionalisierungsmoglichkeiten von islamischen religiosen Betreuungspersonen
zeigte jedoch auf, dass der Einfluss von Imamen in Bezug auf Radikalisierungstendenzen
in der Offentlichkeit (iberschatzt wird. Basierend auf diesen Erkenntnissen legte der
Bundesrat sodann zwdlf Handlungsfelder fest, wobei insbesondere die Einbindung von
offentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften in die Seelsorge diverser
offentlicher Institutionen, wie etwa Militdr, Spitdlern oder Asylzentren, als zentrale
Massnahme definiert wurde. Diese soll dazu beitragen, dass islamische
Betreuungspersonen besser in die Gesellschaft integriert werden und indirekt eine
Professionalisierung erreicht wird.

Ein weiteres umstrittenes Thema stellte nach wie vor die politische Beteiligung der
Schweizer Kirchen im Rahmen von Abstimmungskampfen dar. So zog die nie zuvor
dagewesene Beteiligung der Kirchen am im Vorjahr gefihrten Abstimmungskampf zur
Konzernverantwortungsinitiative Groll nach sich. Die Jungfreisinnigen hatten
Stimmrechtsbeschwerden beim Bundesgericht eingereicht, womit sie eine Klarung der
Rolle der Kirchen bei Abstimmungen in Form eines Leiturteils erreichen wollten.
Gemaéss den Medien stufte auch die Bundeskanzlei in einer Stellungnahme an das
Bundesgericht das Verhalten der Landeskirchen als «zumindest grenzwertig» ein und
erachtete ein Gerichtsurteil diesbezlglich als angezeigt. Das Bundesgericht schrieb die
Beschwerde jedoch als gegenstandslos ab, da das Einbringen der Kirche der Initiative
nicht zum Erfolg verholfen habe, wodurch das nétige aktuelle Interesse nicht gegeben
sei. Diese hitzig gefuhrte politische Debatte widerspiegelte sich auch in der Anzahl an
Zeitungsartikeln mit kirchlichem oder religiosem Bezug - Anfang Jahr, auf dem
Hohepunkt der entsprechenden Diskussionen - wurde haufiger Uber das Thema
«Kirchen» berichtet als im Rest des Jahres. Gering blieb hingegen das Medienecho, als
die beiden grossen Landeskirchen vor der Abstimmung zur «Ehe flr alle» ihre
Positionen publik machten, zumal sie sich nicht aktiv am Abstimmungskampf
beteiligten.

Die Sprachpolitik fand ebenso wie in den letzten Jahren keine grosse mediale
Resonanz, legte im Vergleich zum Vorjahr aber leicht zu (vgl. Abbildung 2). Dies ist wohl
auf die verstérkt gefihrte Debatte Uber eine gendergerechte Sprache zurlckzufthren.
So startete das Jahr mit einer gesellschaftlichen Debatte Uber den Entscheid des
Dudens, das generische Maskulin aus seinem Nachschlagewerk zu verbannen. Im
Sommer kam es zu einer zweiten Runde mit einer breiten Diskussion Uber das
sogenannte Gendersternchen, nachdem die Bundeskanzlei dessen Gebrauch in
Bundesdokumenten explizit untersagt hatte. *

Kulturpolitik

Die Schweiz mochte den Vorwurf, eine "Kunstwaschanlage" zu sein, nicht langer auf
sich sitzen lassen. Aufgrund einer sehr permissiven Gesetzgebung ist unser Land in den
letzten Jahren zu einem privilegierten Umschlagplatz fiir illegal aus den
Ursprungslandern ausgefiihrte Kunstgegenstiande geworden. Eine vom BAK eingesetzte
Arbeitsgruppe regte in ihrem Schlussbericht Gber den Handel mit einheimischen und
auslandischen Kulturgltern an, die Eidgenossenschaft solle baldmdglichst der UNESCO-
Konvention von 1970 Uber "Massnahmen zum Verbot und zur Verhinderung der
unerlaubten Einfuhr, Ausfuhr und Eigentumsuibertragung von Kulturgut" beitreten, da
damit der Bund relativ rasch Import- und Exportbeschrankungen sowie Bestimmungen
Uber die Ruckfuhrung gestohlener Kulturglter erlassen kénne. Bundesrat Cotti kiindigte
an, die in der Legislaturplanung vorgesehene Sondervorlage werde zUgig
vorangetrieben. ®

Bund, Kantone und Gemeinden spielen in der Kulturférderung nach wie vor die
Hauptrolle, doch wird rund jeder sechste Franken von Unternehmen und Stiftungen
beigesteuert. Dies ging aus der ersten Erhebung liber die private Kulturférderung
hervor, die das Bundesamt fur Kultur (BAK) und das Bundesamt fir Statistik (BFS) Ende
Sommer gemeinsam veroffentlichten.

1989 erreichten die 6ffentlichen Kulturausgaben 1,52 Mia Fr., rund 225 Fr. pro Kopf der
Bevdlkerung. Die Kantone wendeten 574 Mio auf, und der Bund schoss 143 Mio Fr. zu.
Der Anteil der Kulturférderung betrug bei den Gemeindeausgaben 3,5%, bei den
Kantonen 2,1% und beim Bund 0,5%. Demgegentber wendete die Privatwirtschaft 1991
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250 bis 300 Mio Fr. flr kulturelle Zwecke auf, wobei Grossverteiler, Banken und
Versicherungen eine zentrale Rolle spielten; Stiftungen steuerten weitere 60 Mio bei.

Bei den offentlichen Kulturausgaben zeigte sich, dass die Gemeinden mit 53% die
Hauptlast tragen. Allein die Halfte davon ging auf das Konto der Stadte Basel, Bern,
Genf, Lausanne und Zurich, die fur den Betrieb der grossen Museen, Theater,
Konzerthauser und Orchester verantwortlich sind. Pro Kopf der Bevélkerung wurden
die folgenden kumulierten Betrage fir Gemeinde- und Kantonsausgaben ermittelt:
Basel-Stadt 711 Fr., Genf 506, Zug 302, Waadt 238, Zurich 218, Bern 149. Die geringsten
Kulturausgaben pro Kopf wiesen Appenzell-Innerrhoden (33 Fr.), Uri (39), Jura (71) und
Appenzell-Ausserrhoden (77) auf.

Gemass den Autoren der Studie spiegeln die Ergebnisse das in der Schweiz bewéhrte
"Prinzip der doppelten Subsidiaritat" wieder: Einerseits Ubernimmt die offentliche
Hand jene Aufgaben, welche die privaten Krafte Ubersteigen; andererseits stehen im
offentlichen Bereich die Gemeinden im Zentrum, Kantone und Bund springen nur bei
Ubergreifenden Aufgaben ein. Als besonders typisches Beispiel dieser Aufgabenteilung
wurde die Denkmalpflege genannt. ©

Im Sommer présentierte das Bundesamt fur Kultur (BAK) seinen Kulturbericht 1999 mit
dem Titel «Zahlen, bitte!», welcher - analog zum Clottu-Bericht von 1974 - eine
Auslegeordnung der Bedirfnisse der Kulturschaffenden vornahm. Dabei wurde
festgestellt, dass die staatliche Kulturférderung allgemein einen guten Ruf geniesst,
dass sich die Kulturschaffenden aber eine klarer definierte Rolle des Bundes bezlglich
Koordination, Vernetzung und Information wuinschen. Ein besonderer Abschnitt war
den Absichten von BAK und Pro Helvetia zur Abstimmung ihrer Tatigkeiten in den
kommenden Jahren gewidmet; dieses eigentliche Kern-Kapitel soll die Basis fir einen
intensiven  Dialog Uber die schweizerische Kulturpolitik bilden. Effiziente
Kulturférderung - so die Meinung der Verantwortlichen des BAK - kdnne nur im
Rahmen von Staat, Kantonen, Stadten mit grossen kulturellen Leistungen und privaten
Mazenen vonstatten gehen; um diesen Gedanken umzusetzen ist eine «Plattform
Kulturférderung» geplant, welche Private und &ffentliche Hand zusammenfihren soll.
Der Abgrenzung der verschiedenen Tatigkeitsfelder zwischen BAK und Pro Helvetia ist
auch ein Unterkapitel in der Botschaft zur Finanzierung der Pro Helvetia gewidmet. Der
Frage der verschiedenen Ebenen der Kulturférderung ging eine zweitagige
Arbeitstagung im Gottlieb-Duttweiler-Institut in Ruschlikon nach, an der BAK, Pro
Helvetia und Migros-Kulturprozent prominent vertreten waren. ’

Der erste Band der Veroéffentlichungen der Bergier-Kommission zu den Beziehungen
zwischen der Schweiz und dem Dritten Reich war dem Handel mit Raubgiitern und
Raubkunst in den Jahren 1933-1945 gewidmet, insbesondere der Rolle der Schweiz als
Umschlagplatz von Kulturgut zwischen Europa und Ubersee. Zu der vielerorts
erwarteten Anklageschrift gegen den einheimischen Kunsthandel wurde der Bericht
nicht, da nach Auffassung der Autoren die Schweiz im internationalen Kunstmarkt der
30er und 40er Jahre letztlich nur eine untergeordnete Rolle spielte. Die nach dem Krieg
vor Bundesgericht geltend gemachte (und von diesem weitgehend geschitzte)
«Gutgldubigkeit» einzelner Galerien (Fischer in Luzern, Beyeler in Basel), Museen
(Kunstmuseum Basel) und Kaufer (Buhrle), die im Nachhinein behaupteten, nichts von
der Herkunft der Bilder gewusst zu haben, wurde allerdings als nicht zutreffend
bezeichnet; kritischere Sammler seien sich durchaus im Klaren gewesen, dass es sich
bei den Angeboten aus Deutschland um eine direkte Subventionierung der
nationalsozialistischen Kriegsmaschinerie (sog. «Kanonenauktionen») gehandelt habe. ®

Das BAK legte den Bericht «Memopolitik. Eine Politik des Bundes zu den Gedachtnissen
der Schweiz» vor. Dieser gibt einen Uberblick Uber die zu bewaltigenden
Herausforderungen bei der Erhaltung und Vermittlung des Gedachtnisses der Schweiz
und Uber dessen Veranderungen im digitalen Zeitalter. Anfang Dezember wurden die
Ergebnisse der Anhérung préasentiert. Sie zeigten alle einen dringlichen
Handlungsbedarf auf, wobei sich die angefragten Fachkreise generell ein koordiniertes
Vorgehen auf Bundesebene winschen. Dabei soll der Bund die Koordination Uber seine
eigenen Institutionen hinaus unterstitzen und sich auch an den internationalen
Bestrebungen zur Digitalisierung von Kulturgiitern beteiligen. ?
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Ein Jahr nach der Ratifikation der UNESCO-Konvention zum Schutz und zur Férderung
der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen préasentierte die Schweizerische Koalition fur
kulturelle Vielfalt zusammen mit der Schweizerischen UNESCO-Kommission in einem
Expertenbericht Vorschlage zur Umsetzung der Konvention. Die Experten empfahlen
unter anderem mehr Literatur- und Landessprachenunterricht an den Schulen,
verstarkte musikalische Erziehung und eine ,professionelle™ Filmférderung. Das Papier
pladierte zudem flr eine stérkere Position und breitere Finanzierung der Stiftung Pro
Helvetia.

Der Bundesrat verabschiedete den ersten Staatenbericht der Schweiz zur Umsetzung
der UNESCO Konvention zum Schutz und zur Férderung der Vielfalt kultureller
Ausdrucksformen. Ziel der Konvention ist die internationale Anerkennung der
Besonderheit kultureller Guter und Dienstleistungen als Trager von Sinn und Identitat.
Mit der Ratifizierung der Konvention im Jahr 2008 hatte sich die Schweiz dazu
verpflichtet, alle vier Jahre einen Bericht Uber deren Umsetzung zu erstellen. Dieser
erste Bericht Uberprifte nun die Effizienz des Schweizer Modells und hob dessen in der
foderalistischen Geschichte begrindeten Starken hervor und wies auf kinftige
Herausforderungen wie die Schaffung eines geeigneten statistischen Rahmens, die
Verstarkung der Sensibilisierungsmassnahmen und eine effizientere Koordination hin. "

Ende September 2016 verabschiedete der Bundesrat den zweiten Staatenbericht der
Schweiz zur Umsetzung der UNESCO-Konvention iiber den Schutz und die Férderung
der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen. Der Bericht beruht auf einer
Konsultationsgrundlage von Kantonen, Stddten und der Zivilgemeinschaft sowie einer
vom BAK in Zusammenarbeit mit dem UNESCO-Lehrstuhl fir Menschenrechte und
Demokratie der Universitat Freiburg durchgefihrten 6ffentlichen Tagung und umfasst
die Untersuchungsperiode von 2012-2016.

Der Bericht flUhrte gelungene Beispiele in der Foérderung sowie klnftige
Herausforderungen auf und fokussierte dabei auf die Digitalisierung, die Achtung von
Grundrechten, die kulturelle Teilhabe von Frauen und Jugendlichen sowie Projekte der
internationalen Zusammenarbeit und nachhaltigen Entwicklung. Beispielhaft wurden
hierbei Projekte wie die Plattform «Helvetiarockt», mit der insbesondere Musikerinnen
unterstitzt werden, oder die «Jugendkulturpauschale» des Kantons Basel-Stadt, die
Projekte von Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis 30 Jahre unterstitzt,
hervorgehoben. Im Weiteren wurden auch die Aktivitaten der Stiftung Hirondelle, die
sich fur die Medienfreiheit in Krisengebieten einsetzt, oder das «Kulturprozent» der
DEZA, die 1 Prozent ihres Budgets fur Kunst und Kultur einsetzt, prasentiert. ™

In Erflllung des Postulats Fehr (sp, ZH) présentierte der Bundesrat im Frihjahr 2018
seinen Bericht zum Potenzial der Schweizer Game-Industrie fiir Kultur, Wissenschaft
und Wirtschaft. Wie bereits im Jahr 2015 in der Stellungnahme zum Postulat verkiindet
worden war, musste sich dieser in seinen Erlduterungen aufgrund des Umfangs und der
Diversitat der gestellten Fragen auf einzelne zentrale Punkte beschranken. In diesem
Sinne fokussierte der Bericht die kulturellen Aspekte von Games, welche sich im
Wesentlichen in Form von Kulturgitern und als ein Bereich der Kulturférderung
dusserten. Dieser Fokus sei primér auf das Games-Férderprogramm zurtickzufthren,
welches 2010 vom Bund Uber die Kulturstiftung Pro Helvetia lanciert worden war. Im
Bericht wurden zunachst die Merkmale von Games aufgegriffen und ein Uberblick zur
Game-Industrie in der Schweiz gegeben, ehe die Férderung im Allgemeinen und die
Entwicklung spezifisch im Schweizer Umfeld aufgegriffen wurden.

Unter Games seien laut Bericht grafisch-elektronische Schnittstellen zu verstehen, die
eine spielerische Mensch-Maschine-Interaktion ermdglichten. Zu den Grundziigen
eines Games zahlen die Verbindung von Hard- und Software, die auf Spielregeln sowie
Grafik- und Tonelementen basierende Darstellungsform, das Auslésen einer
individuellen oder kollektiven Aktivitat als Erlebnis und seine Form als (im-)materieller
Trager zur Vermarktung und zum Konsum. Die Geschichte der Games sei in erster Linie
eine Geschichte der interaktiven Entwicklung; daher kénne man sie heute als eine
Kunstform, ein globales gesellschaftliches und kulturelles Phdnomen oder als eine
eigenstandige Industrie betrachten.

Als eine Kunstform zu verstehen seien Games, weil sie aufgrund der Verbindung von
Text, Musik und Grafik einen interdisziplindren Charakter aufwiesen, der die Spielenden
in einen interaktiven Prozess einbinde. Zudem seien sie in kinstlerischen Traditionen
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und kulturellen Raumen verankert, bei gleichzeitiger Eigensténdigkeit hinsichtlich
Merkmals- und Sprachentwicklung, und bildeten daher heute auch einen anerkannten
Bereich des Kulturschaffens.

Als soziokulturelles Phdnomen koénnten sie verstanden werden, weil sie gerade als
Kunstform einen gemeinsamen globalen Kulturraum schifen. So kénnten beispielsweise
die 1985 von Nintendo erschaffene Kultfigur ,Super Mario™ als ein Teil der heutigen
Popularkultur oder die jahrlich in Koéln stattfindende Computerspielemesse
~Gamescom™ als ein  Kulturevent verstanden werden, die in den
Kulturkonsumgewohnheiten an Bedeutung gewonnen hétten. In den USA verzeichne
man Uber 150 Mio. regelmassig oder gelegentlich Spielende, wahrend sich die Zahl der
aktiven Spielenden in der Schweiz Schatzungen zufolge auf 1.5 Mio. belaufe. Uber
Games sei eine eigentliche Game-Kultur begrindet worden, die sich auf
verschiedensten Plattformen ausbreite und der ganz eigene Anlasse wie Festivals,
Messen oder Symphoniekonzerte gewidmet wirden.

Als globale Kreativindustrie mit entsprechender Organisation von Produktion, Vertrieb
und Konsum kénne die Game-Industrie verstanden werden, weil der Umfang ihrer
organisatorischen Abldufe mittlerweile mit jenen der Film- oder Musikindustrie oder
des Verlagswesens verglichen werden kédnnten und sich die Gesamteinnahmen auf rund
100 Mia. US-Dollar - bei einem durchschnittlichen jahrlichen Wachstum von 8% -
belaufen wuirden. Die kreativen und wirtschaftlichen Haupttatigkeiten der Industrie
bestlinden in der Produktion von Tragertechnologien fir Games sowie in eigentlichen
Entwicklung von Games, in der Organisation der Vermarktung sowie im Vertrieb und
Verkauf im Einzelhandel.

Im Unterschied zu anderen Landern gebe es in der Schweiz noch keine voll integrierte
Game-Industrie mit fur die Wertschopfungskette verantwortlichen, spezialisierten
Akteuren. Es liessen sich indes aber funf Hauptgruppen von (un-)abhangigen Akteuren -
mit stetig steigender Anzahl - ausmachen: Entwicklerinnen und Entwickler,
Herausgebende sowie im Vertrieb und Einzelhandel Tatige, Bildungs- und
Forschungsinstitutionen mit entsprechenden Studiengédngen, Organisatoren von
Veranstaltungen sowie Verbande und Interessengruppen. Die aktuellsten Erhebungen
von der SGDA und Pro Helvetia zeigten auf, dass es in der Schweiz rund 100 bis 120
Kleinstrukturen (Entwicklerinnen und Entwickler sowie Produktionsstudios) gebe, die
teilweise oder gar vollstandig fur die Game-Produktion tatig seien. Noch 2010 sei diese
Zahl auf lediglich ein Dutzend geschatzt worden. Der Vertrieb erfolge grundsatzlich
Uber den Einzelhandel, wobei ein wachsender Anteil Uber den Onlinevertrieb
abgewickelt werde, fur den es in der Schweiz aber praktisch noch keine lokalen Verleger
oder Plattformen gebe, weshalb die Produzierenden mehrheitlich Vereinbarungen mit
auslandischen Verlegern schliessen wulrden. Hingegen spielten Bildungs- und
Forschungsinstitutionen wie die ETH oder die EPFL eine zentrale Rolle fir die
Branchenentwicklung, da hier relevante Entwicklerkompetenzen in verschiedenen
Studiengéngen der Kunst- oder Informationswissenschaften vermittelt wirden. Gerade
hierin liege eine der Starken der Schweizer Game-Industrie: Durch die Verknlpfung mit
diesen hochstehenden Ausbildungen seien die Entwicklerinnen und Entwickler in der
Lage, auch international wettbewerbsfahige Projekte zu lancieren, die sich wiederum
als wertvolle Beitrage fur die Kultur, Wirtschaft und Gesellschaft auszeichneten.
Demgegentiber wurde aber die Rentabilitat beziehungsweise die Schwierigkeit, ein
existenzfahiges Unternehmen aufzubauen, als Schwache angefliihrt. Dies sei in erster
Linie auf die Gegebenheiten der extrem wettbewerbsorientierten internationalen
Markte und auf erschwerende lokale Faktoren zurlickzufihren.

Da Games aufgrund ihrer Besonderheiten nicht dem traditionellen Bereich der
Kulturférderung zugeordnet werden kénnten, erfolge diese in der Regel Uber
Organisationen oder andere Institutionen. So auch in der Schweiz: Gemass gesetzlicher
Aufgabenteilung falle die Unterstutzung interaktiver Medien in den Aufgabenbereich
der Stiftung Pro Helvetia und nicht etwa in jenen des BAK. Es bestinden aber auch
diverse Initiativen seitens der Kantone und Stadte (in Form von Veranstaltungen), der
SRG (Unterstltzung von drei Schweizer Projekten Uber den Fonds Multimedia) oder
privater Initiativen (z.B. Foérderfonds fir Matchmaking-Initiative von Engagement
Migros). Die konkretesten Massnahmen seien aber von der Stiftung Pro Helvetia
umgesetzt worden, gerade flr Projekte, die besonders innovativ seien oder der Kultur
neue Impulse geben wirden (z.B. Themenprogramm ,Game Culture. Vom Spiel zur
Kunst™).

Aufgrund der hochstehenden Ausbildungen in der Schweiz werde die Qualitat der
Schweizer Produkte auch in der internationalen Szene anerkannt. Jedoch handle es
sich hierbei noch um eine relativ junge Branche, die quantitativ noch nicht ganz mit
dem internationalen Niveau mithalten kénne. Daher habe sie noch viele Moglichkeiten
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zu ihrer Entwicklung, stosse aber auch an Grenzen. Um die Maoglichkeiten
auszuschopfen, wurden im Bericht vier Entwicklungsziele festgehalten: quantitative und
qualitative Verbesserung der inlandischen Produktion, Einbezug der Schweizer
Entwicklerinnen und Entwickler in die Industrie und den Marktzugang, die
Strukturierung der Branche und die Stérkung ihrer Interdisziplinaritat. Fur die
Zielerreichung wurden verschiedene Massnahmen vorgeschlagen. So solle
beispielsweise eine Verbesserung des Fordersystems oder eine Weiterfihrung des
Wissensaustausches zwischen den Forderinstitutionen vorangetrieben werden. Auch
wolle man eine Diversifizierung und Blindelung der Mittel, Kompetenzen und Methoden
sowie die Starkung der internationalen Promotion vornehmen.

Der Bericht schloss mit der Erkenntnis, dass die Branche durchaus Potenzial auf der
Ebene der Kulturférderung ausweise. Die Forderung dieser Industrie kdnne als Vorbild
fir andere, traditionelle Bereiche des kreativen Schaffens fungieren, die sich ebenso
mit  Themen der Digitalisierung oder einem Wandel im Schaffungsprozess
auseinandersetzen mussten. Zugleich kénne man an ihr neue Querschnittmethoden
testen, die sich besser an den aktuellen Begebenheiten orientieren kénnten, und neues
Terrain fur innovative Férderansatze schaffen. ™

Der Bundesrat erachtete das Anliegen des Postulats Fehr (sp, ZH) mit dem im Frihjahr
2018 verabschiedeten Bericht Uber das Potenzial der Schweizer Game-Industrie fiir
Kultur, Wissenschaft und Wirtschaft als erflllt und beantragte im Rahmen seines
Berichtes zu Motionen und Postulaten (BRG 19.006) die Abschreibung des Vorstosses.
Der Nationalrat kam dem Antrag in der Sommersession 2019 nach. ™

Ende Mai 2020 verabschiedete der Bundesrat den dritten Staatenbericht der Schweiz
zur Umsetzung der UNESCO-Konvention liber den Schutz und die Férderung der
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen. Der periodische Bericht entstand aus der
Zusammenarbeit des BAK und des EDA mit der Unterstltzung der Schweizer Koalition
fur die kulturelle Vielfalt und basiert auf Rickmeldungen aus der Konsultation der
Kantone, der Stadte, der Zivilgesellschaft sowie verschiedener betroffener
Bundesamter.

Der Bericht prasentiert eine Auswahl guter Praktiken und noch zu bewaéltigender
Herausforderungen, die sich fur und aus der Untersuchungsperiode von 2016-2019
ergeben haben. Ein besonderes Augenmerk galt in diesem Zeitraum den
Kulturférderungsmassnahmen, der Frage der Grundrechte, den Bestrebungen zur
Teilhaben von Frauen und Jugendlichen am kulturellen Leben sowie Projekten der
internationalen Zusammenarbeit und der nachhaltigen Entwicklung. Als wichtige
Projekte des o6ffentlichen Sektors wurden hierbei zwei Programme hervorgehoben: Das
nach Annahme eines Gegenentwurfs zu einer Volksinitiative initiierte Programm
«Jugend+Musik», mit dem der erleichterte Zugang zum Musikunterricht fur Jugendliche
garantiert wird, sowie der Grundsatz des «Kulturprozentes», mit dem die DEZA die
Kulturférderung in den Partnerlandern unterstitzt. Ein beispielhaftes Projekt fur die
Organisationen der Zivilgesellschaft stellte die Initiative «Diversity Roadmap» dar,
deren Bestrebung es ist, Musiklokale egalitarer und zugénglicher zu machen. ™

Film

Gleich zu Beginn ihrer Amtszeit hatte Bundesratin Dreifuss ein Weissbuch zur
eidgendssischen Filmforderung in Auftrag gegeben, um damit Entscheidungsgrundlagen
fur eine revidierte Filmpolitik zu erhalten. Wegen des Zeitdrucks und aufgrund
unterschiedlicher Auffassungen innerhalb der Branche wurde es nicht in der geplanten
Form einer umfassenden Bestandesaufnahme, sondern als "Weiss-Schachtel” mit
einem Bundel von Uber 20 Papieren abgeliefert. Die wichtigsten Vorschlage, die Ende
Juni an einer Tagung "Assises du cinéma" in Locarno mit allen involvierten Kreisen
diskutiert wurden, betrafen die Einrichtung eines Garantiefonds zur Verbilligung von
Bankkrediten, die Schaffung eines Schweizerischen Filminstituts, welches die heute
vom BAK, der Pro Helvetia und dem Schweizerischen Filmzentrum getrennt
wahrgenommenen Aufgaben bundeln soll, sowie eine vom Kinoerfolg abhangige
automatische Filmférderung ("Financiére du cinéma") als zweite Saule neben der heute
schon bestehenden qualitativ ausgerichteten Herstellungsforderung. Dabei wirde ein
Schweizer Kinofilm flr jeden Eintritt rickwirkend vom Bund einen bestimmten Betrag
erhalten, mit welchem einerseits Verleiher und Kinos und andererseits Produzenten
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und selbstandig produzierende Regisseure unterstitzt wirden. Verleiher und Kinos
sollten damit ermutigt werden, vermehrt Schweizer Filme zu zeigen, den Produzenten
und Autorenproduzenten wirde das Geld zur Anfangsfinanzierung ihres nachsten
Kinofilms dienen. Diese Massnahme nach franzésischem und deutschem Vorbild war
allerdings ziemlich umstritten. Kritisiert wurde insbesondere, die auf Publikumserfolg
konzentrierte Forderung kénne zu einer Schmalerung der filmkulturellen Kreativitat in
der Schweiz fuhren, die sich im Ausland mit meist eigenwilligen, aber nicht unbedingt
kommerziellen Filmen einen guten Ruf geschaffen habe. '

Bundesratin Dreifuss, welche sich im Rahmen des Filmfestivals von Locarno zu diesen
Vorschldgen und Anregungen dusserte, zeigte sich ziemlich zuriickhaltend. Sie gab ihrer
Uberzeugung Ausdruck, dass die bestehenden Instrumente zur Férderung des
Schweizer Films effizienter eingesetzt werden koénnten. Die Einfihrung einer
erfolgsorientierte Filmférderung verlangt ihrer Ansicht nach vermehrte Vorarbeiten und
eine vertieftere Analyse. Diplomatisch &ausserte sich Dreifuss auch zur Idee eines
Schweizer Filminstituts. Mehr als auf eine dirigistische Intervention von oben mochte
sie hier auf ein harmonisches Zusammenwachsen der bereits vorhandenen Strukturen
setzen. Einzig den Vorschlag fur die Einflhrung eines Garantiefonds versprach sie
moglichst rasch zu realisieren.

Die Chefin der Sektion Film im BAK, Yvonne Lenzlinger, gab anfangs November
Uberraschend ihren Ricktritt bekannt. Lenzlinger, die erst seit August 1993 im Amt war,
begriindete ihren Schritt mit dem Fehlen der grossen Linien und dem mangelnden Mut,
neue ldeen umzusetzen. ”

Medien
Medien

Jahresriickblick 2020: Medien

Als das umstrittenste Geschéaft im Bereich der Medienpolitik entpuppte sich im Jahr
2020 das Massnahmenpaket zur Férderung der Medien, welches nach dem Scheitern
des geplanten Bundesgesetzes Uber elektronische Medien im Spatsommer 2019
angedacht worden war und zu dem sich im Berichtsjahr beide Rate dusserten. Wahrend
die in der bundesratlichen Botschaft vorgesehenen Massnahmen im Bereich der
indirekten Presseférderung und der elektronischen Medien weitgehend auf
Zustimmung stiessen, ging es bei der Frage der erstmaligen Férderung von Online-
Medien um einen Grundsatzentscheid. Wahrend der Stédnderat den Grundsatz der
Forderung noch beflrwortet hatte, konnte das qualifizierte Mehr bei der Abstimmung
um die Ausgabenbremse nicht erreicht werden. Eine ganz andere Ausgangslage
prasentierte sich dem Nationalrat, dessen vorberatende KVF-NR mit knapper Mehrheit
empfahl, die Férderung der Online-Medien auszuklammern, um weitere Abklédrungen zu
treffen.  Der  Nationalrat entschied in der Herbstsession gegen die
Kommissionsmehrheit und wies das Geschaft zur integralen Beratung an die
Kommission zurlick. Im Vorfeld der Beratungen hatte sich auch die Medienbranche
nicht einhellig zu den geplanten Massnahmen flr die Online-Medienférderung gestellt.

Die Dringlichkeit der Medienférderung verstarkte sich 2020 im Hintergrund der
Corona-Pandemie, die den Medien grosse Werbeeinbussen bescherte, was nicht
spurlos an der ohnehin bereits angeschlagenen Branche vorbei ging. Die grossen
Medienhauser fihrten im Frihjahr allesamt Kurzarbeit ein. In seiner ausserordentlichen
Session vom Mai 2020 beschloss das Parlament Soforthilfe fiir die Medien
bereitzustellen (Mo. 20.3146; Mo. 20.3155; Mo. 20.3145; Mo. 20.3154). In zwei
Notverordnungen regelte der Bundesrat in der Folge gegen seinen Willen die befristete
finanzielle Unterstltzung flr private Radio- und Fernsehveranstalter sowie fur die
Printmedien. Durch letztere Massnahmen konnten auch erstmals auflagenstarke Tages-
und Wochenzeitungen von der indirekten Presseforderung profitieren.

Die Corona-Krise hatte indes nicht nur negative Folgen fur die Medien, so profitierten
sie durch das gestiegene Informationsbedurfnis von zunehmenden Nutzungszahlen -
auch wenn diese die wegbrechenden Werbeeinnahmen nicht kompensieren konnten.
Die Autoren des Jahrbuchs Qualitdt der Medien beurteilten die Berichterstattung
wahrend der Covid-19-Krise als qualitativ relativ gut, identifizierten jedoch auch
deutliche Mangel. Besonders kritisiert wurden die monothematische Berichterstattung,
die Verbreitung nackter Zahlen und Statistiken, die unzureichende Einordnungsleistung

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

1



und die unkritische Haltung der Medien in der Phase vor dem Lockdown im Marz
(jedoch nicht danach).

Die Radio- und Fernsehabgabe fiir Unternehmen, die bereits wéahrend den Beratungen
zur RTVG-Revision umkampft gewesen war, beschaftigte die Legislative auch funf Jahre
nach der Volksabstimmung noch immer. Die zusténdigen Kommissionen fur Verkehr
und Fernmeldewesen beider Rate sprachen sich daflir aus, das Massnahmenpaket zur
Foérderung der Medien durch einen Zusatz zu erganzen, der Arbeitsgemeinschaften von
der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe fir Unternehmen befreit. Im
Berichtsjahr gab die KVF-NR ferner einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die
KMU ganzlich von der Abgabenpflicht befreien wollte. Aufgrund eines Urteils des
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Vorjahr verfeinerte der Bundesrat im April 2020
seine Tarifstruktur fur Unternehmen, was fir neun von zehn Unternehmen, darunter
namentlich kleinere Unternehmen, eine Entlastung bewirken soll. Auch die
Privathaushalte werden entlastet: Sie bezahlen ab 2021 noch eine jéhrliche Gebuhr von
CHF 335 anstelle von CHF 365.

Unter Dach und Fach brachte das Parlament im Jahr 2020 schliesslich die Vorlage Uber
die Ruckerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die Radio- und
Fernsehempfangsgebiihren. Somit erhalt jeder Haushalt auf der nachsten Serafe-
Rechnung eine Gutschrift in der Hohe von CHF 50, um fir die unrechtmassig erhobene
Mehrwertsteuer fir die Jahre 2010 bis 2015 zu entschéadigen.

Auch im Jahr 2020 wurden einschneidende Sparmassnahmen im Mediensektor
bekannt. Ende August erdffnete die TX-Group (ehemals Tamedia), bei den Printmedien
Einsparungen im Umfang von 15 Prozent vornehmen zu wollen. Ferner plant der Verlag
per April 2021 auch die Zusammenlegung der Redaktionen der Berner Zeitung und von
«Der Bund». Eine «Strategiescharfung» lancierte auch die NZZ und CH Media kiindigte
ein neues Effizienzprogramm an. Einsparungen im Umfang von CHF 50 Mio. und die
Streichung von 250 Stellen gab die SRG im Oktober 2020 bekannt.

2020 brachte dem Mediensektor jedoch auch beachtliche Neuerungen. Mit Blick TV
startete Ringier den ersten digitalen Fernsehkanal der Schweiz. Nicht zuletzt wird mit
der Bekanntgabe der Ubernahme des renommierten Westschweizer Traditionsblattes
«Le Temps» durch Aventinus in der Schweiz erstmals eine Stiftung eine Tageszeitung
Ubernehmen.

Gemessen an der Gesamtanzahl abgelegter Zeitungsberichte zur Schweizer Politik kam
der Medienpolitik im Berichtsjahr im Vergleich zu den Vorjahren eine geringere
Bedeutung zu (siehe Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2020), was sicher auch der
Dominanz der Corona-Pandemie in der Medienberichterstattung geschuldet ist.
Innerhalb der Berichterstattung Uber die Medien busste die SRG im Vergleich zu
friilheren Jahren zugunsten der Presse an Medienprasenz ein. '®
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